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Die Unterbringung wohnungsloser 
Menschen neu denken! 

Eine Positionierung zur Neuorientierung des 
Hilfesystems auf Grundlage einer Studie zur 
Lebenssituation ordnungsrechtlich untergebrachter 
Menschen 

Susanne Gerull 

Nach den Polizei- bzw. Ordnungsgesetzen der 16 Bundesländer besteht in 
Deutschland ein Anspruch auf ordnungsrechtliche Unterbringung bei ‚un-
freiwilliger Obdachlosigkeit‘. Dieser Rechtsanspruch ist unabhängig von ei-
nem Anspruch auf Sozialleistungen oder einem gefestigten Aufenthaltsstatus 
und in der Auslegung über die einschlägige und laufende Rechtsprechung 
geregelt. (Ruder 2015) Kritik an der Umsetzung dieser Unterbringung als reine 
Gefahrenabwehrmaßnahme machte bereits 1987 der Deutsche Städtetag gel-
tend und forderte die Auflösung ordnungsrechtlicher ‚Obdachloseneinrich-
tungen‘ oder deren Umwandlung in Mietwohnungen (Koch u. a. 1987: 34). 
Nichtsdestotrotz stieg die Anzahl der nach Ordnungsrecht untergebrachten 
Menschen immer weiter an. So waren beispielsweise in Berlin 1999 7.273 woh-
nungslose Menschen insgesamt bei den Sozialämtern registriert (Drs. 
13/4095: 7); zum Stichtag 31. Januar 2024 der seit 2022 durchgeführten Statistik 
nach dem Wohnungslosenberichterstattungsgesetz waren dagegen allein ord-
nungsrechtlich 44.875 wohnungslose Menschen in Berlin untergebracht. Die 
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Kosten für diese – nach dem Berliner Allgemeinen Gesetz zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ‚ASOG-Wohnheime‘ genannten – Un-
terkünfte beliefen sich 2023 auf knapp 355 Millionen Euro (Drs. 19/19096: 2). 
Mindeststandards für diese Form der Unterbringung existieren in Berlin zwar 
seit mehr als 20 Jahren, haben sich jedoch im Laufe der Jahre bis auf einen 
Satz nicht verändert (LaGeSo 2011). Sie basieren auf dem oben genannten Ziel 
der Gefahrenabwehr und legen keinen Fokus auf soziale Unterstützung. Als 
‚Good Practice‘ können dagegen die „Hinweise zu einer menschenwürdigen 
und modernen Gestaltung der Unterbringung von Obdachlosen unter den 
geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen“ (MAGS NRW 2022: 5) des zu-
ständigen Ministeriums aus Nordrhein-Westfalen angesehen werden. So wer-
den dort beispielsweise besondere Unterbringungserfordernisse für be-
stimmte Zielgruppen festgestellt (ebd.: 17 f.) wie auch eine Bedarfsklärung 
hinsichtlich gesonderter Unterstützungsleistungen angestrebt. Die ‚Hinweise‘ 
sind allerdings nur als Empfehlungen formuliert und damit nicht verbindlich 
umzusetzen. 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat 2020 bundesweit die Zu-
stände in ordnungsrechtlichen Unterkünften untersucht und ihnen teilweise 
menschenunwürdige Zustände attestiert (Engelmann u. a. 2020). In einer Ber-
liner Studie wurde darauf aufbauend im Sommer 2023 untersucht, wie sich die 
Lebenssituation und der Alltag ordnungsrechtlich untergebrachter woh-
nungsloser Menschen in den sogenannten ASOG-Wohnheimen gestaltet. 
Dabei wurde ein Fokus auf die Festlegung von (vor allem sozialen) Mindest-
standards sowie die gegebenenfalls nötige Nachjustierung an den Schnittstel-
len zu anderen Hilfen gelegt. (Gerull u. a. 2024) Nachfolgend wird kurz das 
Setting sowie methodische Vorgehen der Berliner Untersuchung beschrie-
ben. Die wesentlichen Ergebnisse werden vorgestellt und analysiert sowie 
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anschließend Forderungen daraus abgeleitet. Im Fazit werden die Schlussfol-
gerungen im Kontext der Wohnungsnotfallhilfe insgesamt verortet. 

Methodisches Vorgehen in der ‚ASOG-Studie‘ 

Das Forschungsprojekt wurde in einer Kooperation der Alice-Salomon-
Hochschule (ASH Berlin) mit der LIGA der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege in Berlin geplant und durchgeführt. Das Forschungsteam 
bestand aus 16 Masterstudierenden eines ASH-Praxisforschungsprojekts so-
wie der Autorin dieses Beitrags als ihre Dozentin und Projektleitung. Die wis-
senschaftliche Begleitung erfolgte durch drei ASOG-Bewohner_innen, die 
ihre für uns sehr wertvolle Expertise aus Erfahrung einbrachten. Darüber hin-
aus arbeitete Ina Zimmermann (Referentin für Armutsbekämpfung, Woh-
nungslosenhilfe und Soziale Dienste beim Diakonischen Werk Berlin-Bran-
denburg-schlesische Oberlausitz e. V.) für die LIGA Berlin an der Studie mit.1 

Insgesamt wurden 23 problemzentrierte Interviews nach Witzel (2000) 
durchgeführt und inhaltsanalytisch nach Mayring (2022) ausgewertet. Ein Ba-
sis-Interviewleitfaden sowie ein darauf aufbauendes Kategoriengerüst ermög-
lichten eine hohe Vergleichbarkeit der Daten und konnten von den Forschen-
den jeweils aufgrund von spezifischen Bewohner_innengruppen und damit 
einhergehenden Fragestellungen ergänzt werden. Die Interviewergebnisse 
wurden in vier sogenannten ‚Vorrunden‘ der LIGA Berlin, dem Forum 
Grundsicherung, dem Arbeitskreis Wohnungsnot Berlin sowie der Union für 

 
1 Die Namen der 16 Studierenden (auch Mitautor_innen des Forschungsberichts), der drei 

wohnungslosen Menschen sowie weiterer studentischer Mitarbeiterinnen finden sich in Ge-

rull u. a. 2024: 2. 
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Obdachlosenrechte Berlinpräsentiert. Deren Deutungen der Interviewaussa-
gen sowie ihre daraus abgeleiteten Forderungen flossen in den Forschungs-
bericht ein. Insgesamt konnte somit das Ziel eines zumindest teilpartizipati-
ven Forschungsdesigns umgesetzt werden (zur kritischen Reflexion des Vor-
gehens s. Gerull u. a. 2024: 37 f., 44 f.). Eine umfassende Recherche des For-
schungsstands zur ordnungsrechtlichen Unterbringung sowie zu spezifischen 
Forschungsaspekten ergänzte die empirische Datenerhebung und -auswer-
tung. 

Ergebnisse und Analyse der Interviews 

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse unserer Interviews vorgestellt und 
im Abgleich mit dem Forschungsstand analysiert. Zu ihrer fachlichen Einord-
nung folgt zunächst eine Übersicht über die von uns befragten Personen: 

○ Insgesamt wurden 23 Interviews geführt, unter den Gesprächs-
partner_innen waren neun Frauen, 13 Männer und eine non-binäre 
Person. 

○ Bei den Erwachsenen handelte es sich überwiegend um Alleinlebende. 
Nur in einem Fall wurde in getrennten Interviews ein Paar interviewt 
(das in zwei Zimmern derselben Einrichtung wohnte). 

○ Die Interviewten waren zwischen 14 und 74 Jahre alt, darunter drei 
Jugendliche aus drei unterschiedlichen migrantischen Familien. 

○ Die Dauer der Wohnungslosigkeit betrug zwischen zwei Monaten 
und 53 Jahren. 

○ Es wurden Interviews in sieben verschiedenen Unterkünften gewerbli-
cher und neun verschiedenen Unterkünften freigemeinnütziger 
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Träger durchgeführt. Darunter waren auch Wohnheime nur für 
Frauen und solche mit suchtakzeptierendem Ansatz sowie eins mit 
der Aufnahme von Haustieren. 

Mit diesem Sample konnten wir einen Großteil der Merkmale ordnungsrecht-
lich untergebrachter Menschen in Berlin abdecken. 

Nachfolgend werden die wesentlichen Interviewergebnisse thematisch 
sortiert dargestellt und analysiert:2 

○ Die Wohnbedingungen 

○ Das Miteinander 

○ Unterstützungsangebote 

○ Die Bedürfnisse besonderer Zielgruppen 

○ Langzeitwohnen statt Gefahrenabwehr 

○ Die Konsequenzen 

Die Wohnbedingungen 

In den von uns besuchten Unterkünften im Rahmen der Interviews wurden 
die formalen Mindeststandards überwiegend eingehalten, gut die Hälfte der 
Bewohner_innen lebte sogar in Einzelzimmern. Trotzdem ist ein menschen-
würdiges Wohnen dort häufig nicht möglich. So wurde in den Interviews zum 

 
2 Im Forschungsbericht (Gerull u. a. 2024) werden weitere Aspekte wie bspw. Hausregeln und 

Freizeitangebote ausführlich behandelt. 
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Teil mit drastischen Schilderungen von unzumutbaren sanitären Einrich-
tungen berichtet, beispielsweise von Herr Alles3: „Manchmal, da widert es ei-
nen an, überhaupt dort aufs Klo zu gehen“ (Gerull u. a. 2024: 50). Diese Zu-
stände bringen einige Interviewte sogar dazu, nur außerhalb zu duschen und 
öffentliche Toiletten zu nutzen (ebd.). Auch die gemeinschaftlich zu nutzen-
den Küchen wurden überwiegend negativ bewertet, häufig fehlten Sitzgele-
genheiten, Kochutensilien und/oder ausreichend Geschirr, auch seien die hy-
gienischen Zustände zum Teil fragwürdig. Sonstige Gemeinschaftsräume 
sind nicht in jeder von uns besuchten Unterkunft vorhanden, vorhandene 
wurden teilweise als ungemütlich oder nur begrenzt zugänglich beschrieben. 
Von einigen Interviewten wurden dagegen Gartenbereiche und Freizeit-
räume lobend erwähnt, die auch gern genutzt würden. (Ebd.: 52 ff.) 

In fast allen Interviews wurde die fehlende Privatsphäre bemängelt, selbst 
bei grundsätzlich guter Bewertung der bewohnten Unterkunft. Herr Maier 
hat daher mit seinem Mitbewohner aus mehreren Schränken einen „Raum-
teiler [aufgebaut] …, dass du das Gefühl hast, dass du noch ein bisschen was 
für dich hast“ (ebd.: 48). Besonders für Familien, Frauen, queere Personen 
und andere Menschen mit besonderem Schutzbedürfnis zeigten sich die 
Wohnbedingungen einiger Unterkünfte als schwierig bis unvertretbar. So 
muss sich der 16-jährige Yasin mit seinen beiden Geschwistern und seinen 
Eltern drei Zimmer und einen einzigen Schlüssel zur Wohneinheit teilen 
(ebd.). Psychisch belastete/kranke Menschen können auch nach Einschät-
zung unserer Interviewten in der Regel ordnungsrechtlich nicht adäquat un-
tergebracht und versorgt werden (ebd.: 84). Das Leiden unter diesen 

 
3 Alle Namen und sonstigen persönlichen Angaben wurden anonymisiert. 
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Wohnbedingungen steigt mit der zunehmenden Dauer der Unterbringung. 
(Vgl. für Deutschland insgesamt Engelmann u. a. 2020: 30 f.; MAGS NRW 
2022: 14) 

Das Miteinander 

Die Bedürfnisse und Einschätzungen der Interviewten differierten zwischen 
dem Wunsch nach mehr Miteinander, Ambivalenz und klarer Ablehnung pri-
vater Kontakte innerhalb des Wohnheims. So wurde uns von aggressivem 
Verhalten, Streitereien bis hin zu Notarzt- und Polizeieinsätzen erzählt. Als 
Ursachen nannten einige Interviewte u. a. das beengte Zusammenleben in 
Mehrbettzimmern sowie die psychischen Störungen/Erkrankungen inklusive 
Suchtmittelabhängigkeiten vieler Bewohner_innen. (Gerull u. a. 2024: 61 ff.) 
Bei mehreren Interviewten führt dies zu Rückzug und Unsicherheit und Kon-
fliktvermeidung wird zur Strategie (vgl. Kelling 2020: 19). Nur wer ausrei-
chende Ressourcen besitzt, Kontakte aufzubauen und zu pflegen, kann unter 
diesen Bedingungen Spielräume schaffen und den Alltag gelingender gestal-
ten. So wurde in den Interviews auch vereinzelt von einer Unterstützung 
durch beziehungsweise von Mitbewohner_innen berichtet (Gerull u. a. 2024: 
64; vgl. Eichhorst u. a. 2020: 93). Besuchsregelungen existieren in einigen von 
uns besuchten Unterkünften, sie reichen von strikten Regelungen, wann (am 
frühen Nachmittag) die Freund_innen und Bekannten das Wohnheim spätes-
tens verlassen haben müssen bis hin zur Möglichkeit, dass Besucher_innen 
angemeldet über Nacht bleiben können (ebd.: 59 f.). 
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Unterstützungsangebote 

Ein Beratungs- oder Unterstützungsangebot ist in ordnungsrechtlichen Un-
terkünften gesetzlich nicht vorgeschrieben, da es sich hierbei nicht um sozi-
alrechtliche Maßnahmen handelt (Gerull u. a. 2024: 21). Hilfen nach §§ 67 ff. 
SGB XII können zwar auch in solchen Wohnkontexten geleistet werden, aber 
zumindest in Berlin wird hiervon selten Gebrauch gemacht. Vor allem freige-
meinnützige Träger (die in Berlin etwa ein Drittel des ordnungsrechtlichen 
Angebots ausmachen) bieten häufig ein Basisangebot an Unterstützung an, 
dieses wurde in den von uns besuchten Unterkünften teilweise von Sozialbe-
treuer_innen, teilweise von Fachkräften Sozialer Arbeit durchgeführt. Einige 
von unseren Interviewten wussten allerdings nicht, ob und ggf. wo sie diese 
im Haus finden würden – oder sie seien vor Ort nicht erreichbar, wie unter 
anderem Herr Maier erzählte. Positive Berichte gab es vor allem im Kontext 
von Unterstützungsangeboten bei Behördenangelegenheiten. Gemischter 
sind die Erzählungen, was Hilfe bei emotionalen/psychischen Problemen an-
geht, hier waren einige Interviewte sogar der Ansicht, dass die Fachkräfte gar 
nicht dafür ausgebildet seien. Hilfen zur Überwindung ihrer Wohnungslosig-
keit erhielten nur zwei der von uns interviewten Menschen, obwohl mehrere 
explizit einen Unterstützungsbedarf hierfür angaben. (Ebd.: 72 ff.) Bei Kon-
flikten untereinander gibt es zudem laut fast übereinstimmenden Einschät-
zungen wenig bis keine Unterstützung vom Personal, wobei dies Sozialarbei-
ter_innen einschloss. Deren Macht- und Kontrollinstanz wird dabei sehr un-
terschiedlich eingeschätzt, so würden sich einige bei Konflikten aktiv als An-
sprechpartner_innen anbieten, andere hielten sich eher heraus. Auch sei 
abends, wenn die meisten Konflikte entstünden, meist nur noch die Security 
im Haus. (Ebd.: 65 ff.) 
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Die Bedürfnisse besonderer Zielgruppen 

In unseren Interviews konnten fünf Zielgruppen Sozialer Arbeit mit beson-
deren Bedürfnissen identifiziert werden: 

1. Minderjährige und Familien (hier auch quantitativ insbesondere sta-
tusgewandelte Geflüchtete) stellen eine erst in den letzten Jahren wie-
der vermehrt auftretende Klientel der Wohnungsnotfallhilfe dar. Der 
Kinderschutz kann in den ordnungsrechtlichen Unterkünften jedoch 
häufig nicht gewahrt werden. Zudem ist kein Wissen zu jugendlichen 
Lebensrealitäten in ordnungsrechtlicher Unterbringung vorhanden. 
Kommt ein Fluchthintergrund hinzu wie bei den drei interviewten Ju-
gendlichen, wird (ein zweites Mal) „die Stopptaste gedrückt“ 
(UNICEF/DIMR 2023: 7), was ihre Perspektive auf mietvertraglich ge-
sicherten Wohnraum angeht. Der 16-jährige Yasin beispielsweise ver-
liert nach acht Jahren in Gemeinschaftsunterkünften langsam die 
Hoffnung auf ein besseres Leben (Gerull u. a. 2024: 92). Positiv kann 
jedoch herausgestellt werden, dass ein kindgerechtes Angebot wie bei 
den drei Interviewten das Wohlbefinden von Kindern und Jugendli-
chen erheblich verbessert. So ist in dem von uns besuchten Wohnheim 
eine Erzieherin angestellt, die den jungen Bewohner_innen sowohl 
Freizeitangebote macht als auch Hausaufgabenhilfe anbietet. (Ebd.: 
72, 76) 

2. Für Frauen und queere Personen liegen keine Schutzkonzepte vor (vgl. 
Engelmann 2022: 28), wobei sie auch nach unserer Studie besonders 
vulnerabel und häufig Übergriffen auch sexualisierter Art ausgesetzt 
sind. So erzählte beispielsweise Frau Weiß von Belästigungen durch 
Männer in den Frauenbädern (Gerull u. a. 2024: 51). Auch Frau Pabst 
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berichtete von „mehreren älteren Männern in der Einrichtung, die pö-
beln würden sowie aggressiv und/oder betrunken seien. (…) Auch laufe 
ein Mann ab und zu nackt auf dem Flur herum.“ (Ebd.: 61) In einer der 
vier Vorrunden-Präsentationen berichtete eine trans Person sogar von 
einer „erzwungenen Abgabe von Medikamenten sowie der Forderung 
einer ‚Unterwerfung unter den Hilfeapparat [der Einrichtung, 
d. Verf.]‘“ (Gerull u. a. 2024: 92). 

3. Für konsumierende/süchtige Menschen existiert selbst in suchtakzep-
tierenden ASOG-Unterkünften nicht immer ein spezifisches Bera-
tungsangebot. Gibt es ein solches, wird dieses sehr unterschiedlich be-
wertet, wie uns zwei Bewohner derselben Einrichtung erzählten: Herr 
Ralle verneinte eine entsprechende Hilfe, während Herr Fanny bei sei-
nen Bemühungen um einen Platz im Krankenhaus zur Entgiftung er-
folgreich unterstützt wurde. (Gerull u. a. 2024: 73) Die Hausregeln zum 
Konsum von Alkohol/Drogen werden in den sonstigen von uns be-
suchten ASOG-Wohnheimen z. T. nicht kontrolliert, in anderen Häu-
sern dagegen bis zum umgehenden Hinauswurf nach dem ersten Ver-
stoß geahndet (ebd.: 58). Auch dies kann zu einem Drehtüreffekt füh-
ren, wenn suchtkranke Betroffene sich in solchen Fällen zunächst auf 
die Straße zurückziehen und erst nach längerer Zeit wieder bei ihrem 
zuständigen Sozialamt um eine Unterbringung bitten. 

4. Sonstige psychisch belastete/kranke Menschen werden z. T. langfristig 
in den von uns besuchten Einrichtungen ‚geparkt‘, ohne eine bedarfs-
gerechte Hilfe zu erhalten. So lebt der von uns interviewte Herr 
Schmidt seit der Entlassung aus der Jugendhilfe vor mehr als 50 Jahren 
durchgängig in ASOG-Unterkünften und hat lediglich einen gesetzli-
chen Betreuer nach §§ 1896 ff. BGB (Gerull u. a. 2024: 93; vgl. für 
Deutschland insgesamt Engelmann u. a. 2020: 43 f.). Entsprechend 
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angespannt ist die Atmosphäre in mehreren der von uns besuchten 
Unterkünfte, in denen beispielsweise „alkoholisierte Personen ‚durch-
drehen‘ und mit Flaschen Scheiben einwerfen“ (ebd.: 63) würden oder 
Bewohner_innen mit psychischen Erkrankungen ihre verschriebenen 
Tabletten nicht einnehmen würden „und dann einfach vor sich hin-
brabbeln“ (ebd.: 62), wie es ein Interviewter schilderte. 

5. Für Haustierbesitzer_innen sind bundesweit viel zu wenige Plätze vor-
handen (Engelmann u. a. 2020: 37). So bestehe auch in Berlin „keine 
Verpflichtung, wohnungslose Personen gemeinsam mit ihren Haustie-
ren unterzubringen“ (Drs. 19/14 595: 3). Diese Menschen ziehen jedoch 
häufig die Straße vor, statt ihre wichtigsten Begleiter in ein Tierheim 
zu geben. So würde sich auch die von uns interviewte Frau Eichhörn-
chen nie von ihrem Hund trennen, mit dem sie in einer der wenigen 
ASOG-Wohnheime lebt, in der Hundehaltung auf Antrag erlaubt ist 
(Gerull u. a. 2024: 80). Bei Herrn Müller bestimmen seine Hunde sogar 
seinen gesamten Tagesablauf. Mit den entsprechenden Hausregeln 
seiner Unterkunft wie der Leinenpflicht ist er einverstanden und gibt 
an, die Tiere würden sich im Gegensatz zum (vorherigen) Leben auf 
der Straße in der Einrichtung wohlfühlen, da es dort immer trocken 
und warm sei. (Ebd.: 81) 

Langzeitwohnen statt Gefahrenabwehr 

Ordnungsrechtliche Unterkünfte sind zur Gefahrenabwehr konzipiert, aber 
längst zur Dauerlösung mutiert. Damit gibt es eine Diskrepanz zwischen 
Rechtsprechung und Realität: Wären sie tatsächlich nur Übergangslösungen, 
bräuchte es keine sozialen Mindeststandards (vgl. Engelmann u. a. 2020: 30). 
Dabei sind die unzumutbaren und krankmachenden Lebensbedingungen in 
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vielen Berliner ASOG-Unterkünften den Zuständigen bekannt, aber es 
herrscht ein „organisiertes Nichtwissen“ (Eichhorst u. a. 2020: 49). So werden 
mögliche Rechtsansprüche auf Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII auch nach Jahr-
zehnten der Unterbringung nicht geprüft. Dabei gehen Expert_innen davon 
aus, dass jemand, der jahrelang in ordnungsrechtlicher Unterbringung ver-
harrt, ganz offenbar nicht selbst in der Lage ist, seine sozialen Schwierigkei-
ten zu überwinden, wie ein Teilnehmer bei der Vorrunden-Präsentation im 
Forum Grundsicherung betonte (Gerull u. a. 2024: 94). Herr Maier äußerte 
hinsichtlich der Zustände in seinem und anderen Wohnheimen mehrfach im 
Interview, dass die Unterkünfte für einige Betreiber_innen „Gelddruckma-
schinen“ (ebd.: 87) seien. Trotz der o. g. immensen Kosten fänden Kontrollen 
kaum statt oder würden lange zuvor angekündigt, wie er in diesem Zusam-
menhang berichtete (ebd.). 

Die Konsequenzen 

In der Konsequenz dieser Lebensrealitäten haben sich nach unserer Einschät-
zung die meisten unserer Interviewten mit ihrer Situation arrangiert, da sie 
(aktuell) keine anderen Perspektiven für sich sehen: 

○ Herr Schmidt (seit 53 Jahren nach ASOG untergebracht) nimmt sein 
fremdbestimmtes Leben nur noch resigniert und gleichgültig hin. 
Mitbestimmen bei hausinternen Angelegenheiten beispielsweise 
möchte er gar nicht, denn „ich nehme das Leben so, wie es ist. Mehr 
nicht.“ (Gerull u. a. 2024: 82) Benötigt er Unterstützung, gehe er ins 
Büro des Wohnheims: „Dann sagt sie ja oder nein, wirst ja sehen, ob 
sie dir antwortet oder nicht (lacht). Was soll ich machen? Gar nichts.“ 
(Ebd.: 77) 
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○ Herr Berlin kompensiert seine mehrfach im Interview geäußerte Un-
zufriedenheit über seine Wohnsituation mit der Unterstützung ande-
rer und wertet sich selbst damit auf. So berichtete er im Interview, 
„Bewohner_innen in rechtlichen Dingen zu betreuen oder deren 
‚Korrespondenz vor[zu]nehme[n]‘“ (Gerull u. a. 2024: 64). 

○ Herr Baerbock entgeht der Stigmatisierung der Gesellschaft, indem er 
sich ein Netzwerk innerhalb der Unterkunft geschaffen hat. So 
möchte er im Wohnheim bleiben, „solange es [mir] gefällt, solange 
ich mit der Heimleitung, mit meinen Mitbewohnern und mit den 
Pförtnern und den Hausmeistern hier gut auskomme“ (Gerull u. a. 
2024: 68). 

Menschen mit schlechten Erfahrungen in (vor allem ordnungsrechtlichen) 
Unterkünften ziehen oft ein Leben auf der Straße vor, hier kann es zu jahre-
langen Drehtüreffekten kommen (Engelmann 2022: 14). Aber auch Sozialäm-
ter setzen die Unterbringungsansprüche angesichts explodierender Tagess-
ätze teilweise nicht um, wie in der Vorrunden-Präsentation im Forum Grund-
sicherung beklagt wurde (Gerull u. a. 2024: 95). 

Forderungen 

In diesen Abschnitt mit dem Fokus auf Berlin fließen neben den Schlussfol-
gerungen der Forschungsgruppe auch die Forderungen der Interviewten so-
wie der Teilnehmenden an den Vorrunden-Präsentationen ein. Nachfolgend 
werden kurz-, mittel- und langfristig umzusetzende Maßnahmen benannt, 
um Verbesserungen für die Lebenssituation ordnungsrechtlich untergebrach-
ter Menschen zu bewirken – bzw. ‚größer gedacht‘ eine grundsätzliche Um-
strukturierung der Wohnungsnotfallhilfe auf den Weg zu bringen. Die 
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meisten der Forderungen lassen sich unseres Erachtens auf ganz Deutschland 
übertragen (vgl. Engelmann u. a. 2020). 

Kurzfristig umzusetzen 

Kurzfristig müssen zunächst die veralteten und inhaltlich unzureichenden 
Berliner Mindeststandards für ASOG-Wohnheime aktualisiert und erweitert 
werden. Als gute Vorlage können hier die Empfehlungen aus Nordrhein-
Westfalen (MAGS NRW 2022) gelten, allerdings sollten die Mindeststandards 
für die Betreiber_innen verpflichtend sein. So müssten beispielsweise für Al-
leinstehende Einzelzimmer der Regelfall (und nicht wie aktuell die Aus-
nahme) sein. Für die Sicherung kultureller Teilhabe und den Zugang zu be-
hördlichen Leistungen sind Internetzugänge zu gewährleisten und müssen 
gegebenenfalls Endgeräte zur Verfügung gestellt werden. Wichtig sind zudem 
verbindliche und einheitliche Besuchsregelungen sowie Mitspracherechte für 
die Bewohner_innen in allen Dingen, die sie unmittelbar betreffen. Verpflich-
tend sollte darüber hinaus ein Unterstützungsangebot durch Fachkräfte (min-
destens eine Fachkraft pro fünfzig untergebrachte Haushalte) sein. Für nach-
vollziehbare Abwesenheiten wie bei Krankenhausaufenthalten oder Urlauben 
müssen die Freihalteregeln verlängert werden. Bei allen Regelungen müssen 
die menschenrechtlichen Standards angelegt werden (vgl. Engelmann 
2022: 36 f.). 

Besonders gefordert sind die zuständige Senatsverwaltung für Soziales so-
wie die zwölf Bezirke von Berlin: Es muss Transparenz bei der Preisgestal-
tung inklusive einheitlicher Berechnungsgrundlagen und ggf. Deckelung der 
Tagessätze geschaffen werden. Analog zu den Unterkünften für geflüchtete 
Menschen wird ein Schutzkonzept für besonders vulnerable Gruppen benö-
tigt. Für die Schnittstellen zur Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und zu den 
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Anti-Gewaltprojekten müssen (beiderseitig verbindliche und überprüfbare) 
Prozessbeschreibungen formuliert werden. Es braucht zudem dringend die 
Einrichtung einer schon lange von den Praktiker_innen sowie den Betroffe-
nen selbst geforderten unabhängigen Berliner Beschwerdestelle für akut 
wohnungslose Menschen. 

Die jeweils fallverantwortlichen Sozialen Wohnhilfen bzw. Fachstellen bei 
den Sozialämtern müssen mindestens vierteljährlich Perspektivgespräche mit 
den von ihnen nach ASOG untergebrachten Menschen führen und dabei de-
ren Wünsche und Mitspracherechte beachten. Es sind darüber hinaus die per-
sonellen Voraussetzungen zu schaffen, regelmäßige unangemeldete Kontrol-
len der Unterkünfte (mindestens jährlich) durchzuführen. Bei Verstößen 
bspw. hinsichtlich der verbindlichen Mindeststandards und ggf. weiterer Ver-
einbarungen muss es zu Nachprüfungen und ggf. einem Lizenzentzug zum 
Betreiben der Unterkunft kommen. 

Mittelfristig umzusetzen 

Seit 2015/16 gibt es die Idee einer sogenannten Gesamtstädtischen Steuerung 
der Unterbringung in Berlin, ein Projekt dazu wurde 2024 abgeschlossen (Se-
nASGIVA 2024). Das wohl wichtigste Ziel der Gesamtstädtischen Steuerung 
der Unterbringung ist die vertragliche Bindung aller belegten Unterkünfte. 
Dieses Steuerungsinstrument muss so schnell wie möglich umgesetzt werden, 
um dem Wildwuchs im Bereich der ordnungsrechtlichen Unterbringung ent-
gegenzuwirken. Bei Wohnheimen, die ihr Angebot im Rahmen der Gesamt-
städtischen Steuerung der Unterbringung machen, ist eine Größenbegren-
zung auf maximal 100 Zimmer pro Gebäude anzusetzen. Die Aufenthalts-
dauer sollte auf maximal drei Monate verkürzt werden, um dem gesetzlichen 
Ziel der Gefahrenabwehr zu entsprechen. Alternativen sollten im Rahmen der 
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o. g. Perspektivgespräche ausgelotet werden. Eine Deckelung der Eigenbetei-
ligung bei eigenem Einkommen ist darüber hinaus erforderlich, um einerseits 
Anreize für eine Arbeitsaufnahme zu geben und andererseits die Wahl eines 
Lebens auf der Straße aus rein finanziellen Erwägungen zu verhindern. In 
den Wohnheimen selbst sind (mehr) zielgruppenspezifische Angebote zu 
schaffen, z. B. für Frauen, LGBTIQ*, Menschen mit Haustieren sowie psy-
chisch belastete Personen. Damit kann auch mehr gesellschaftliche und kul-
turelle Teilhabe ermöglicht werden, vor allem durch niedrigschwellige Ange-
bote in den Unterkünften vor Ort oder im Rahmen von Exkursionen und 
Ausflügen. Auch selbstorganisierte Aktivitäten sollten finanziell gefördert 
werden. 

Und größer gedacht? 

Ein Ergebnis der ‚ASOG-Studie‘ ist, dass kurz- und mittelfristige Anpassun-
gen der ordnungsrechtlichen Unterbringung in Berlin zwar zur Verbesserung 
der Lebenssituation der dort lebenden Menschen führen würden. Letztend-
lich muss jedoch ‚größer gedacht‘ werden: Erforderlich ist eine grundsätzliche 
Umstrukturierung des Hilfesystems für akut wohnungslose Menschen inklu-
sive der Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII. So muss die Lücke zwischen den beiden 
Regelsystemen der Wohnungsnotfallhilfe (SenIAS 2019: 17) – Gefahrenab-
wehr nach Ordnungsrecht und 67er-Hilfen nach SGB XII – dringend durch 
deutlich mehr Angebotsvielfalt im Unterbringungssektor geschlossen wer-
den. Dies gilt bundesweit, wie die Studie des Deutschen Instituts für Men-
schenrechte (Engelmann u. a. 2020) gezeigt hat, denn die Zielgruppen der 
Wohnungsnotfallhilfe haben sich über die zurückliegenden Jahrzehnte deut-
lich erweitert und damit auch deren Bedürfnisse. In unseren Interviews, aber 
auch in den Diskussionen im Rahmen der Vorrundenpräsentationen wurden 
beispielsweise die Schaffung von legalen Wagenplätzen, offiziellen 
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Beheimatungsangeboten, Wohngemeinschaften für spezifische Zielgruppen 
sowie die Finanzierung selbstorganisierter Wohnformen gefordert. Mit mehr 
diversifizierten Angeboten und mehr Mitspracherechten der hilfesuchenden 
wohnungslosen Menschen bei der Wahl der Unterbringungsart könnten die 
ordnungsrechtlichen Unterkünfte endlich zu einer kurzfristigen Unterbrin-
gung zur Gefahrenabwehr werden. Diese sollten ausschließlich als Wohnein-
heiten mit eigenem Sanitärbereich und Küchenzeile gestaltet sein, wie es die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. schon 2013 forderte 
(BAG W 2013 n. MAGS NRW 2022: 15). 

Fazit 

Die Ergebnisse unserer Berliner Studie haben deutlich gemacht, dass die 
Regelhilfe der ordnungsrechtlichen Unterbringung nach dem Allgemeinen 
Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin 
(ASOG) nicht mehr zeitgemäß ist. Rechtsansprüche auf Unterbringung nach 
dem ASOG sowie Unterstützung nach den 67er-Hilfen treffen auf immer he-
terogenere und komplexere Bedürfnisse der Adressat_innen bei gleichzeitig 
massiv steigenden Wohnungslosenzahlen. Abbildung 1 fasst die weiteren Fak-
toren zusammen, die in dieser Situation zusätzlich auf das Hilfesystem ein-
wirken und als Ergebnisse unserer Forschung im vorliegenden Artikel prä-
sentiert wurden: 
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Abbildung 1: Fazit (Quelle: Gerull u. a. 2024: 97) 

Der Abgleich mit dem bundesweiten Forschungsstand zu ordnungsrechtli-
cher Unterbringung und weiteren relevanten Aspekten im Rahmen unserer 
Fragestellung (Gerull u. a. 2024: 9 ff.) zeigt, dass die grundsätzlichen Erkennt-
nisse, Forderungen und Empfehlungen unserer Studie trotz regionaler Be-
sonderheiten auch auf die anderen Bundesländer in Deutschland übertragbar 
sind. Das Momentum des ersten Nationalen Aktionsplans (BMWSB 2024) 
muss und kann dabei genutzt werden, um eine deutlich modernisierte Ge-
samtstrategie zur Prävention von Wohnungsverlusten, zur menschenwürdi-
gen Unterbringung aller akut wohnungslosen Menschen sowie zur Versor-
gung dieser mit mietvertraglich abgesichertem Wohnraum zu entwickeln und 
die im Nationalen Aktionsplan skizzierten Leitlinien dabei in konkrete Maß-
nahmen zu überführen.
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